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O be rla ndes ge richt Stuttga rt
7. Zivilsenat

lrn Namen des Volkes
U rteil

lm Rechtsstreit

vertreten durch d.

- Klägerin / Berufurrgsklägerin / Anschlussberufungsbeklagte -

P rozessbevollmächtigte :
Rechtsanwälte Wenning u.  Kol l . ,  Hochkreuzal lee 1,  53175 Bonn (00469/09 W)

gegen

vertreten durch d, Vorstand

- Beklagte /  Berufungsbeklagte i  Anschlussberufungskläger in

P rozessbevol lmächtigte:

wegen Forderung

hat der 7.  Ziv i lsenät des Oberlandesger ichts Stut tgart  auf  d ie mündl iche Verhandlung

vom 1 1 .  August 2011 unter Mitwirkung von

Richter am Oberlandesqer icht  Sclr indler

Richter arn Landg.r i l r ' t  Diekmann

Richter am Oberlandesger icht  Ade
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1. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteit des Landgerichts Stuttgaft vom

13.1.2A11,  AZ 26 O 359/09,  abgeänder t :  ,

Unter Abweisung der Klage im Übrigen wird die Beklagte verurteilt, an die Klägerin

weitere 1 .367,40 € nebst Jahreszinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über

dem jeweil igen Basiszinssatz seit  6.9.2009 zu bezahlen

2. Die,weitergehende Berufung wird zurUckgewiesen.

3. Die Anschluqsberufung der Beklagten wird zurückgewiesen

4 Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Rechtszügen ttägt die Klägerin 1/6, die

Beklagte 5/6.

* + 
'{rt

5. Das Urieil ist für beide Pafteien vorläufig vollstreckbar. Der jeweil ige Vollstreckungs-

schuldner kann die Vol lstreckung der Gegensei te durch Sicherhei ts le istung in Höhe

von 110 % des vol lstreckbaren Geldbetrags abwenden, wenn nicht  der jewei l ige

Vol lstreckungsgläubiger vor Vol lstreckungsbeginn Sicherhei i  in Höhe von 1 10 % des

jeweils beizutreibenden Geldbetrags leistet.

6.  Die Revis ion wird zugelassen.

Gebü h renstreitwefi des Berufu ngsrechtszugs:

1.  Berufung:  2 .541,46 €

2. Anschlussberufung. 5.547,29 €

insgesamt:
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G rü nde:

L

Die Klägerin befasst sich gewerblich mit der Vermietung Von Kraftfahrzeugen.. Sie macht

aus abgetretenem Recht restliche Schadensersatzansprüche geltend. Diese resultieren

aus Verkehrsunfällen, die 17 Geschädigte mit Gegnern hatten, deren Kraftfahrzeuge bei

der Beklagten versich'ert waren. Die Geschädigten mieteten jeweils bei der Klägerin Er-

satzfahrzeuge an. In al len Fäl len steht die vol le Haftung der Beklagten dem Grunde

nach außer Streit. Die Beklagte erstattete die von den Geschädigten geltend gemachten

Mietkosten nur zum Tei l .  Die Beklagte meint,  die von der Klägerin ihren Kunden in

Rechnung gestellten Mietkosten seien iiberhöht und zum Ausgleich des entstandenen

Schadens nicht notwendig. Die Geschädigten hätten auf denn jeweiligen örtlichen Markt

die Ersatzfahrzouge g[rnstiger anmieten können. Dies er$ebe sich aus dem Vergleich

mit dern Mietpreisspiegef des Fraunhofer-lnstituts aus dem Jahre 2008.

Die Klägerin ließ sich zur Sicherung ihrer Mietzinsansprüche die Schadensersatzan-

sprüche ihrer 17 Kunderr gegen die Beklagte sicherungshalber abtreten. Diese macht

sie mii  der Klage geltend, der Höhe nach jedoch beschränkt auf die Mietwagenkosten,

die sjch als Normaltarif nach der Automietpreis-schwacke-Liste ergeben, erhöht um die

im Einzelfall angefallenen zusätzlichen Nebenkosten (fiir Winterreifen, Zustellung und

Abholung des Mietfahrzeugs, Vollkasko-Sch.utz, Navigatioössysteme, Anhängerkupp-

lungen usw.) sowie um einen pauschalen Zuschlag von 20 % für den Umstand, dass

das U nfa I lersatzwa gen-Geschäft höh ere Vorha lte- u nd D ispositi o n skosten eforde re.

Wegen des erstinstanzlichen Sach.- und Streitstandes wird auf den Tatbestand des an-

gefochtenen Urtei ls Bezug genommen.

Das Landgericht hat der Klage über den Gesamtbetrag von E.322,35 € in HÖhe eines

Teitbetrags von 5.547,29 € Tei l  stattgegeben, sie im Ünrigen jedoch abgowiesen. We-

gen der Feststellungen, die das Landgericht getroffen hat, und seiner rechtlichen Erwä-

gungen wird auf die Entscheidungsgründe des landgericht l ichen Urlei ls Bezug genom-

men.
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1.  Die Kläger in grei f t  das Urtei l  in fo lgenden Punkten an:

a. Das Landgericht habe die unfallspezifischen Mehrleistungen fehlerhaft nur in den

beiden Schadensfäl len'Nr.  2 (Mieter )  und 7 (Mieter in Fa. )  zuer-

kannt; tatsächlich seien diese Meht,kosten auch in allen anderen Fällen gerechtfer-

tigt und zu erstatten. Betroffen sind die Fälle 1, 3 - 6, I - 17 mit folgenden Auf-

sch lägen:

Fa l l 1 J 4 b 6

Kosten 122,7A € 1 5 2 , 8 6  € 54,00  € 79,42 € 69 ,00  €

Fal l a 9 1 0 1 1 1 2

Kosten 97,50  € 1 5 2 , 8 6  € 1  1 5 , 0 0  € 54,00 € 146 ,30  €

Fa l l 1 3 1 4 1 5 r o 1 7

Kosten 1 3 4 , 8 0 € 52,32 € 90,00  € 152 ,86  € 168,24 €

Surnme: 1.641,46 €.

aa. Diase Mehrkosten des Unfallersatzwagen-Verrnietungsgeschäfts resultierten aus

folgenden Unrständen:

o ungünst igere f  uhrpark-Planung rni t  Vorhal tung'al ler  Fahrzeug-Klassen,

o Unwägbarkei ten bei  der Vermietungsdauer,  bedingt durch

o Unsicherhei ten Uber die voraussicht l iche Dauer der Ersatzbeschaffung,

o dio unsicheie Prognose über die voraussichtl iche Reparaturwürdigkeit 'des

beschädigten PKW,

o Unsicherhei ten über die Reparaturdauer des verunfal l ten Kfz,

bb. Diese Unwägbarkei ten bei  der Fahrzeug-Disposi t ion erhöhten die Gemeinkosten in

der gesamten Sparte des Unfallersatzwagen-Vermietungsgeschäfts, so dass es ge-

rechtfertigt sei, alle Unfallersatzwagen mlt einem Aufschlag ft ir diesen erhöhten

Aufwand anzubieten, nicht  nur diejenigen Kfz,  bei  denen sich der kalkulator ische

Mehraufwand konkret belegen lasse-
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cc. lm Übrigen habe das Landgericht,bei dqr Betrachtung der konkreteh Verhältnisse,

unter denen ein Zuschlag fallweise gerechtfertigt sein könne, die Voraussetzungen

eines anzuerkennenden Zuschlags zu eng gefasst, insbesondere die Zeitspanne

vom ersten Kundenkontakt bis zur Ubernahme des Fahrzeugs zu kurz bemessen.

b, Winterreifen (betroffen sind die Fälle

Fal l I 3 5 6 7 8 I 1 0 1 4

Kosten 120 €. 1 3 5  € 6 0 € 4 5 € 1 6 5  € , 120  € 1 3 5  € 7 5 € ' 4 5 €

mit Gesamtkosten von 900 €)

Das Landgericht habe zu Unrecht die Kosten ftrr Winterreifen nicht in Ansatz ge-

bracht und die Erstattungspflicht der Beklagten verneint. Winterreifen seien als

Sonderausstat tung anzusehen, die gesondert  zu vergüten seien. Bei  e iner durch-

schni t t l ichen Haltodauer der Fiot tenfahrzeuge von.6 bis 10 Monaten sei  es erforder-

l ich, während des Winterhalbjahres für jedes Mieifahrzeug einen zusätzlichen Rä-

der-Satz mit Winterreifen anzuschaffen, die innerhalb der durchschnitt l ichen Halte-

dauer üblicherweise bei weitem nicht bis zur Verschleißgrenze abgefahren wttrden.

Auf den Nachfolgemodellen seien diese zusätzlichen Räder-Sätze meist nicht mehr

einsetzbar, weil sich bei nahezu allen Fahrzeugherstellern in fast jedem Produktions-

jahr Schraubendimensionen, Felgentochabstände o.  ä,  änder1en. Die dadurch nutz-

los gewordenen zusätzlichen Rädersätze l ießen sich auf denr Gebrauchtrnarkt nur

mit außerordentlich hohen Preisabschlägen verweften. Die Anschaffung von Winter'

reifen sei deshalb mit überdurchschnitt l ichem Aufrruand verbunden. Aus diesem

Grunde sei  es in der Branche f lächendeckend übl ich,  für  d ie Ausrüstung des Miet-

fahrzeugs mit Winterreifen Sonderausstattungszuschläge zu erheben, wie dies auch

die Stiftung Warentest festgestellt habe (vg1. Stiftung Warentest, Ausgabe

10.12.2010, nach BI.  522).  In der Schwacke-Liste sei  d iese Sonderausstat tung mit

Tages-Kosten von 10,- € angesetzt, Die in der Fraunhofer-Liste ausgewerteten Un-

ternehmen setzten für die Ausrlrstung mit Winterreifen weit 'höhere Kosten an.
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2. Die Klägerin beantragt,

unter teilweiser Aufhebung des angefochtenen lJrteils die Beklagte zu verurtei-

len, an die Klägerin weitere 2.541 ,46 € nebsf Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunk'

ten über dem Basiszirtssatz seii Recfif shängigkeit [5.9.2009] zu zahien

Die Beklagte beantragt

Zu rückwe is u n g de r Be rufu n g.

Sie verteidigt das Urteil, soweit das Landgericht die Klage abgewiesen hat und fÜht1

aus :

zu den Sonderkosten für Winterreifen.

Winterreifen gehörten zu den Standardleistgngen, die - ähnlich wie Warndreieck

und Verbandskasten - selbstverständlich vom Vermieter zu tragen seien.

b. zu den angeblich erhöhten Gemeinkosten für die Unfallersatzwagen-Vermietung:

o Das LancJgericht habe zu Recht auf die konkreten Umstände des Einzelfalles abge-

stellt; die dabei erwogenen Grenzen firr die Rechtfertigung von EII- und Notzuschlä-

gen seien richtig gezogen. Allerdings trüge das Argument des Landgerichts nicht,

daSs die Kfz-Vermieter bei der Unfallersatzwagen-Vermietung geringere Sicherhei-

ten hätten, weil sie rlblicherweise auf eine Sicherung durch Kreditkarten verzichteten,

Die den Vermietern gegenuberstehenden Haftpfl ichi-Versicherer böten im Hinblick

auf ihre Solvenz und Bonität mindestens die gleiche Sicherheit wie die Kreditkarten-

S icherung.

' Auch in Bezug auf die Liquiditat stunden die Vermieter nicht schlechter als im Nor-

rnalgeschäft mit Kreditkarten-Sicherung, weil sie die Sicherheit erst 2 Monate später

l iquidieren könnten.
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Die Beklagte greift das Urteil im Wege der Anschlussberufung wie folgt an:

Das Landgericht habe fehlerfrei erkannt, dass die Klägerin durch -ihre Inkasso-

Tätigkeit fremde, grundsätztich erlaubnispfl ichtige Rechisangelegenheiten ihrer Mie-

ter er ledige. Fehlerhaft  sei jedoch die Auffassung des Landger ichts,  d iese Tät igkei t

sei als Nebenleistung gem. $ 5 Abs. 1 RDG ausnahrnsweise erlaubnisfrei.

Die zahlreichen Rechtsstreit igkeiten, die die Klägerin gegen die Beklagte frlhre, zeig-

ten, dass die Klägerin eine grundsätzliche Klärung der Rechtgfrage erstrebe, in wel-

chem Umfang die Beklagte zur Erstattung von Mietwagenkosten verpfl ichtet sei. Die

Klägerin führe diese Prozesse, obwohl es ihr ein Leichtes wäre, ihre Ansprüche ge-

gen ihre jeweil igen Kunden durchzusetzen. Bereits dies zeige den Charakter als Er-

ledigung fremder rechtl icher Angelegenheiten

Fehlerhaft habe das Landgericht die Schwacke-Liste als geeignete Grundlage für f l ie
Schadensschätzung gem. $ 287 ZPO angesehen, obwohl die Beklagte konkrete

Mängel der Schwacke-Liste vorgetragen habe. Sie habe konkreten Beweis angebo-

ten, dass die Mietpreise, wie sie in der Fiaunhofer-Liste ar-rsgewiesen seien, die

Marktverhältnisse besser abbildeten als die Schwacke-Liste. So läge cJie Fraunho-

fer-Liste beispielsweise näher an den.Mietpreisen der Auto-Vermieter AVIS und Eu-

ropcar.

Der angebliche ,,sondermarkt" durch Internet-Angebote bestehe nicht (mehr), wie

der alltägliche Umgang von rund B0 Y, der Bevölkerung mit dem worldwide Web zei-
ge .

Tatsächl ich gäben die im lnternet eis icht l ichen Preise der beiden genannten Firmen

deren Normaltar i fe wieder
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5. Die Beklagte beantregt im Wege der Anschlussberufung:

Das Ilrteil des Landgerichts Stultgart vom 13.1.2011, Geschäftsnummer 26 O

359/09, wird abgeändert und die Klage lnsgesarnt abgewiesen.

Die Klägerin beantragt,

' die Änschlussberufung der Beklagten zurückzuweisen.

6. Sie verteidigt das Ufieil gegen die Angriffe der Anschlussberufung und führt insoweit

aus :

a.  Der BGH habe die Schwacke-Liste als taugl iche Grundlage für eine Schadensschät-

zung gem. S 287 ZPO mehffach anerkannt, zuletzt rnit Urteil vom 22.2'2011 (Vl ZR

353/09)

b. Die höchstrichterl iche Rechtsprechung habe auch die generellen Einwendungen

'gegen die Anwendbarkeit der Schwacke-Liste ftrr unbegründet erachtet; zulässig

seien hingegen konkrete Einwendungon, dass im Einzelfall konkrete Möglichkeiten

bestanden hätten, günstiger ein vergleichbares Kfz anzumieten. Diesen Darle-

gungsanforderungen entspreche der Sachvortrag der Beklagten nichi .

c. Die von der Beklagten als angebliche Alternativen vorgelegten lnternet-Angebote

seien für den Zeitraum 23.-25.9.2009 recherchiert worden, obwohl es konkret um

Anmietzei tpunkte zwischen dem 18.12.20QT und dem 2.6'2009 gehe.

d. Bei ihren Interrret-Recherchen 
'habe die Beklagte siets die Anrnietdauer feststehend

vorgegeben; dies träfe nicht die reale Situation der Unfallersatzwagen-Anmietung,

bei der die Mietdauer gerade nicht bereits im Voraus feststehe.

e. Bei den von der Beklagten herangezogenen Internet-Angeboten lasse sich die jewei-

l ige Fahrzeug-Klasse nicht in Bezug zu den konkret verunfallten PKW setzen,
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Die von der Beklagten herangezogenen lnternet-Angebote bezögen sich durchgän-

gig auf die Übergabe-/Rtickgabeo;te Aaohen oder Mönchengladbäch. Tatsächlich

seien in nur 2 der 17 Fälle die Fahrzouge doft übernommen und wieder zurückge-

geben worden. ln den anderen Fällen habe eine Überstellung an andere Ofte erfol-

gen miJSSen. Die Internei-Angebote schwiegen srch zu den hierdurch entstehenden

Kosten aus. Dies gelte auch bezüglich der Zusatzkosten für die Nutzung durch ei-

nen weiteren Fahrer, die Ausrüstung des Mietfahrzeugs mit Winterreifen, Anhänger-

kupplung oder Navigationssystem.

Auch ließen sich den vorgelegten Internet-Angeboten nicht entnehmen, in welcher

Höhe fi lr die Vollkaskoversichorung Selbstbeteil igungen besti. inden. AVIS beispiels-

weise gehe standardmäßig von einer Selbstbetei l igung von 750,-  € aus. In den Fäl-

len  1-  11 ,  13 ,  14 ,  16  hä t ten  d ie  Kunden en tsprechend den Kasko-Bed ingungen ih -

rer eigenen, verunfallten Fahrzeuge Selbstbeteil igungen von jeweils 550,- €, irn Fall

12 von 300,-  € vereinbaft  worden. Al le in dies hätte bei  AVIS Mehrkosten von 1.7g2,-

€ verursacht.

i l .

Sowohl die Berufung der Kläger in als auch die Anschlussberufung der Beklagten sind

zulässig.  Die Berufung der Kläger in ist  te i ls  begründet,  te i ls  unbegrLlndet;  d ie An-

schlussberufung der Beklagten ist vollunrfänglich unbegründet

1. Die Klägerin ist aktivlegitimiert. Der Senat nimntt Bezug auf die zutreffenden diesbe-

zügl ichen Ausführungen des Landger ichts in den Entscheidungsgründen (Abschni t t

1.) des angefochtenen Urteils und macht sich diese zu eigen. Dass der Gesetzent-

wurf ,  der in BT-Drucksache 16/3655, S, 53 begründetwurde, nicht  seinem gesam-

ten Wortlaut nach tatsächlich Gesetz geworden ist, entkräftet die Argumentation des

Landgerichts nicht. Der gesetzgeberisohe Wille, die Erbringung von Rechtsdienst-

le istungen im Zusamrnenhang mit  andorweit igen Haupttät igkei ten gegenüber dem

o ,
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Rechtszustand unter Geltung des Rechtsberatungsgesetzes zu erleichtern und zu

liberalisieren, bestand nämlich unverändqr1 fort '

Ergänzend ist auszuführen :

Die Beurtellung der streitentscheidenden Frage, ob Mietwagenunternehmer im Falle

sicherungshalber abgetretener Schadensersatzforderungen von Kunden im Unfatl-

ersatzwagengeschäft aktivlegitimiert oder die erfolgte Abtretung wegen Verstoßes

gegen Vorschriften des Rachtsdienstleistungsgesetzes gem. S 134 BGB nichtig ist,

erfolgt in der Rechtsprechung bislang uneinheitl ich. So vertreten beispielsweise die

Landgerichte Stuttgart (4 S 154110; 4 S 278110,5 S 207110), SaarbrÜcken (7 O

.ZZZlgg), 
Konstanz (61 S 40t10 c) sowie etl iche Amtsgerichte die Auffassung, die ge-

rich tl iche Gelte ndmach u ng abgetrete ner Sch aclense rsatzford e ru ngen d urch Mietwa-

genunternehmen stel l ten verbotswidr ige Rechtsdienst le istungen dar mit  der Folge,

dass die entsprechenden Abiretungsvereinbarungen gem.S 134 BGB nicht ig seien'

Demgegenüber sind die Landgerichte Baden-Baden (3 S 7Bl09), Darmstadt (25 S

230/09),  Frankenthal  (2 S 163/10),  Kötn (g S 252/10),  Mönchen-Gladbach (5 S

110/08),  Stade (1 S 37110) und verschiedene Amtsger ichte,  z.  B.  AG Waibl ingen (8

C 1039/10),  AG Köfn (266 C 63/10) der gegentei l igen Auffassung,

Nach Auffassung des Senats sprechen die besseren Argumente für die letztgenann-

te Auffassung. Die Klägerin betreibt das Kfz-Vermietungsgeschäft, nicht etwa ein In-

l<asso-Unternehmen. Die Abtretung der Schadensersatzansprüche der Kunden er*

fotgte ausweislich der vorgelegten Abtretungsvereinbarungen sicfierungshalber.

Dies ist  grunclsätz l ich nicht  zu beanstanden, da ein Sicherungsbedürfnis der Kläge-

r in anzuerkennen ist .  Tr i t t  der Sicherungsfal l  e in,  ,so ver{olgt  d ie Kläger in mit  der Gel-

tendmachung der abgetretenen Forderung kein frerndes Geschäft; gerade im Siche-

rungsfat l  is i  d ie Verwertung der Sicherhei t  v ie lmehr ein eigenes Geschäft  der Kläge-

r in.  Unabhängig davon, ob sich die Tät igkei tder Kläger in in den vor l iegenden Fäl len

a ls -  jedenfa l ts -e r taubtes  Nebengeschäf t  i .  S  v  $  5Abs.  1  RDG dars te l l t ,  feh l tes

damit  berei ts sowohl an der Besorgung fremder Rechtsangelegenhei ten i .  S.  v '  $ 2

Abs. 1 RDG als auch an einem geschäftsmäßigen Inkasso gem. $ 2 Abs. 2 RDG'

b .
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Das Landgericht hat im vorliegenden Fall den jeweil igen Eintritt des Sicherungsfalls

bezweifelt. Der Senat teilt diese 4weifel,nicht. lmmerhin haben die Kunden in den

Fäffen 1,2,  g,  10, ,  12,  13 und 17 zur Abwehr der angemahnten, nicht  von der Be-

klagten bezahlten restl ichen Mietzinsforderungen Rechtsanwälte eingeschaltet, alle

übr igen Kunde.n haben -  mit  unterschiedl ichen Formul ierungen, te i ls  handschr i f t l ich,

teils maschinenschrift l ich - darauf venrviesen, dass sie eine eigene Haftung ft lr die

begrtlndeten Mietwagenkosten ablehnton, weil sie arn Unfall kein Verschulden träfe,

mithin alle Aufwendungen seitens des jeweil igen Unfallgegners und seiner Verslche-

rung, also der Beklagten, zu t ragen seien. Diese.Weigerung der Mieter,  d ie von der

Bektagten nicht bezahlten Mietkosten aus eigenen Mitteln zu begleichen, genügt,

um den Sicherungsfall eintreten zu lassen. Da eine Rangfolge zwischen gesicheder

Forderung und Sicherungszession (etwa im Sinne einer Vorausklage aus der gesi-

cherten Forderung) weder aus dem Gesetz noch aus der vedraglichen Sicherungs-

abrede ersichtl ich ist, steht es der Klägerin nach Eintritt des Sicherungsfalles frei, ob

sie aus der gesicherten Forderung gegen die Mieter oder aus der Sicherungszessi-

on gegen die Klägerin vorgeht.

Weder aus der Entscheidung der Klägerin, nicht die Mieter, sondern die Beklagte

aus der Sicherungszession in Anspruch zu nehrnen, noch aus dem Verhalten der

Kunden lassen sich hinreichende Anhaltspunkte für die Annahme eines abgestirnm-

ten und mit  der Kläger in abgesprochenen Verhal tens entnehmen.

Auch das Argument der Beklagten, die Inkassotät igkei t  der Kläger in ergebe sich aus

der Vielzahl der Prozesse, die die Klägerin gegen die Beklagte ft lhre, verfängt nicht.

Die Klägerin kann sich am Markt der Autovermieter im Unfallersatzwagen-Geschäft

nur dann dauerhaft behaupten, wenn die geschädigten Kfz-Mieter die vereinbarten

Mietwagenkosten * im Falle unstreit iger Alleinhaftung des Unfallgegners - in voilem

Umfang ersetzt  bekornmen. Es l iegt  auf  der Hand, dass die Kunden nicht  auf selbst

zu tragenden Kostenanteilen sitzen bleiben wollen. Gleichzeitig erwartet ein beacht-

l icher Antei l  der Geschädigten, mit  der Schadensregul ierung in keinern größeren

Umfang behell igt zu werden, als unbedingt notwendig. Denrzufolge sind Direktab-

rechnungen nicht nur von Autovernrietern, sondern auch von Reparaturbetrieben mit

der gegnerischen Haftpfl ichtversicherung gang und gäbe. Danrit ist es fur die Kläge-

d .

zzotzLl'd ()ffr) 8F:l I LLOZIS9IZZ



- 1 2 -

rin von hohem eigenem Interesse, ihre Tarife so zu gestalten, dass sie einerseits

dem eigenen Gewinnrnaximierungsinteresse entsprechen, andererseits in der Ab-

rechnung mit der Haftpflichtvorsicherung. komplikationslos durchgesefzt werden

können; denn der Kunde erwartet nicht nur, bei der Regulierung nicht selbst Kos-

tenantei le tragen zu müssen, sondern mit der Schadensregul ierung selbst mögl ichst

nicht behel igt zu werden^ Die Klärung im Rahmen einer Vielzahl abgetretener Kun'

den-Ersatzforderungen, in welcher Höhe die Mietwagenkosten ersetzt werden, dient

deshalb eigopön Interessen der Klägerin und stellt nicht primär eine Dienstloistung

ftlr den Kunden dar.

e. Aus dieser überlegung wird aüch deutlich, dass die Beitreibung der streitgegen-

ständlichen Forderungen selbst dahn, wenn ein frerndes 'Geschäft nicht zu leugnen

wäre, nur ein Annex - und damit bloße Nebenleistung - zum eigentl ichen Hauptge-

schäft der Klägerin wäre, so dass in jedem Falle eine erlaubnisfreie Dienstleistung i.

S. v. S b Abs. 1 RDG vorläge, wie das Landger:icht zutreffend ausgeft)hrt hat.

Z.  D ie  Schwacke.L is te  i s te in  MaßstabzurSchadensschätzung i .  S .v .$  287 ZPO,ge-

gen dessen Eignung -  insbesondere im Hinbl ick auf die eingehal tene Methode zur

Gewinnung der erforderlichen Daten - keine generellen Bedenken sprechen (so be-

reits rnehrfach vom Bundesgerichtshof entschieden, zuletzt durch Ur.teil vorn

2Z.Z.ZO11,Vl  ZR 353/09, Rdnr.  7, ,8,  z i t ier t  nach Jur is) .  Der Senat s ieht  kein BedÜrf-

nis, abweichend vom Landgericht im BerufungsrechtszLrg statt der Schwacke-Liste

den Fraunhofer-Mietspiegel heranzuziehen. Auch das letztgenannte Tabellen-Werk

ist  in seiner Erhebungsmethodlk keineswegs unangefochten. In der generel len Be^

trachtung sieht der Senat deshaib keine durbhschlagenden Gründe, der Markteihe-

bung des Fraunhofer-lnstituts den Vorzug zu geben.

3. Hiervon zu trennen ist die Frage, qb sich im konkreten Einzelfall das herangözogene

Tabel len- und Listenwerk -  g le ichgül t ig,  unr welches es s ich handel t  -  a ls untaugl i -

ctte Schätzungsgrundlage enrueist, weil konkrete Zweifel an der realitätsgerechten

Abbi ldung der ört l ichen Marktgegebenheiten bestehen und das andere Tabel len-

und Listenwerk diese Marktgegebenheiten im konkreten Einzelfall besser abbildet'
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a.  Al lerdings sind der Beklagten im vor l iegenden Fal l  gegen die Anwendung der

Schrwacke-Liste solche konkreten Angriffe nicht golungen. Konkrete Zweifel an der

Eigr'rung eines bestimnrten Tabellenwerks ats Schaderrsschätzungsgrundlage erge-

ben sich nämlich erst dann, wenn belegt ist, da5s ein dem jeweil igen konkreten

Mietfahrzeug mit allen Kategorisierungsmerkmalen des Tabellenwerks vergleichba-

res.Fahrzeug eines anderen Vermieters zu einem in erheblicher Weise niedrigeren

Gesanrtentgelt anzumieten gewesen wäre als dem Gesamtmietpreis, def sich nach

dem Tabellenwerk ergibt. Die von der Beklagten herangozogenen lnternet-Angebote

lassen jedoch genau dieses Gesamtentgelt nicht erkenneh.

b.  Dies ergibt  s ich aus folgenden Erwägungen:

aa. Die Schwacke-Liste fasst verschiedene Fahrzeuge zu Preisgruppen zusammen. Die

Eingruppierung erfolgt  n icht  nur nach Herstel lern und Fahrzeug-Model len,  sondern

differiert auch innerhalb desselben Fahrzeugmodells nach dessen Motorisierung. Da

heutzutage - wie allgemeinkundig ist - für nahezu jedes Fahrzeugmodell unter-

schiedl iche Motoren mit  erhebl ichen Unterschieden in der Motor lb istung (und im An-

schaffungspreis)  verfügbar s ind,  lässt  s ich aus dem Fahrzeugmodel l  selbst  noch

. nicht auf die jeweil ige Fahrzeuggruppe schließen. Die von der Beklagtgn vorgeleg-

ten Internet-Angebote lassen mangels entsprechender Angaben keinen Vergleich

mit  e iner best immten Fahrzeuggruppe der Schwacke-Liste zu.  Demzufolge lässt

sich der in den Internet-Angeboten ausgewiesene Basispreis nicht rnit dem Normal-

preis der Schwacke-Liste vergleichen.

In solchen Fällen ist das im konkreten. Umfeld zweifelhafte und fragwtlrdige Tabel- fo
lenwerk als Schätzungsgrurldlage.ungee.ignet; vielmehr ist entweder dem anderen I
Tabellenwerk, das die Marktsituation besser abbildet, der Vorzug zu geben oder Oie f
Marktsituation mit anderen Mitteln.zu klären, um den erforderlichen AufwanO zur 

I
Wiederherstellung dar Mobilität des unfallgeschädigten Mieters abzuschätzen. Der I
Bundesgerichtshof hat deshalb wiederholt klargestellt, dass gegen eine Schadens-

^ schätzung gem. S 287 ZPO anhand von Listen und Tabellen - gleich welcher Art -

stets der Angritf möglich ist, im konkreten Fall 
'wären dem Geschädigten bill igere

Mietwagen zugänglich gewesen, als in den herangezogenen Tabellen und Listen

ausgewiesen (zuletzt Urteil vom22.2.2011, Vl ZR 353/09, Rdnr. I [Juris]).
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bb. Diese Vergleichbarkeit wird noch w,eiter dadurch eingeschränkt, dass sioh die Ange-

bote der Firmen AVIS und Europcar bei genauer Betrachtung nur auf eine bestimm-

te FahrZeugklasse (,,KOmpaktklasse", ,,KleinWagen", ,,Obere Mittelklasse", ,,Kombi,

Großraurnlimousine") beziehen, Nur vordergrlrndig wird ein bestimmtes Fahrzeug-

modell angeboten; denn in allen Angeboten wird das vorangestellte Modell lediglich

als ,,Beispiel" für die jeweil ige Fahrzeugklasse angeftlhrl (bei den Angeboten von

AVIS noch ergänzt um alternative Beispiele derselben Fahrzeugklasse), Damit ist

nicht sichergestellt, dass das beispielhaft angebotene Fahrzeug dem Mieter auch

zur Verflgung gestellt wird und damit dem vom Mietef tatsächlich angemieteten

Fahrzeug vergleichbar ist, das die Klägerin - wie die Beklagte ausdrücklich unstrei-

t ig gestellt hat - zutre.ffend und richtig anhand'der Schwacke-Liste eingruppiert hat.

Dass Fahrzeuge unterschiedlicher Hersteller - selbst dann, wenn sie derselben

Fahrzeugklasse angehören und vergleichbar motorisiert sind - in der Schwacke-

Liste in unterschiedlichen Fahrzeuggruppen eingruppiert sein können, erkläft sich

nachvollziehbar und sachgerecht, wenn die zurn Teil erheblichen Divergenzen in

den Anschaffungspreiien berücksichtigt werden, die für die Preisgestaltung gewerb-

licher Autovermieter selbstverständlich von maßgebl icher Bedeutung sind:

cc. Weiter lassen sich den Internet-Angeboten der Beklagten nicht die Kosten entneh-

men, die sich bei Zusatzleistungen fl lr Sonderausstattungen fl/r/ interreifen, Navigati-

onssystem, Anhängerkupplung),  Zusatzfahrer,  Zustel lung/Abholung oder ger ingerel

Selbstbeteil igung im Schadensfall ergeben. Da diese Kosten sehr variabel sein ]iön-

nen, kommt es fttr die Frage, ob diese Angebote tatsächlich günstiger sind als die

Schwacke-Liste (Normaltarif, ggfs mit Unfailersatztarif-Aufschlag, zuziiglich geliste-

ter Nebenkostenpauschalen) auf das konkrete Endergebnis des MietpreiseS an,

nicht  nur auf den , .Grundtar i f "^

c.  Darni t  lassen sich Vergleiche der , ,Endpreise" der von der Beklagten angef i lhr len

Vergleichsangebote mit  den von.der Kläger in gel tend gemachten , ,Endpreisen" nach

der Schwacke-Liste nicht anstellen. Erst cJurch den Vergleich der Endpreise ergibt

sich jedoch, welches tatsächlich das bil l igere Angebot wäre.

I
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Obwohl das landgerichtl iche Urleil auf diese Darlegungsrnängel hingewiesen hat

(vgl^ S. 16,2. Absatz des Urteils),,beschränkt sich die Ansehlussberufung lediglich

auf die Bezugnahme des diesbezüglichen erstinstanzlichen Sachvortrags. lm Hin-

blick darauf; dass den Parteien die gesarnte Problematik bestens geläufig ist, wie

die Bezugnahme auf die einschtägige oberger icht l iche und hochstr ichter l iche Recht-

sprechung zeigt, bedurfts es weder weiterer Hinweise des Senats noch weiterer

d iesbezit g licher S achve rha ltsa ufklärung.

lm Ergebnis lassen sich somit auch in der konkreten Betrachtung keine Urnstände

aufzeigen, die Bedenken gegen die Eignung der Schwacke-Liste als Schätzungs-

grundlage im konkreten Einzelfall begrUnden könnten. Es ist deshalb auch unter

diesem Gesichtspunkt nicht zu beanstanden, dass das Landgericht seine Scha-

densschätzung auf die Schwacke-Liste gestützt hat

4 .  D ie  K läger in  kann d ie  in  den Fä l len  Nr .  1 ,3 ,5  b is  10  und 14  ge l tend gemachten

Kosten filr Winterreifen im Gesamibetrag von 900,- € ersetzt verlangen

a. Gem. S 249 Abs. 2 S. 1 BGB haben die Geschädigten Arrspruch auf die zur Natural-

restitution erforderlichen Mittel. im Falle des Ausgleichs verloren gegangener Nut-

zungsmöglichkeiten als Folge des an ihrenr Kfz eingetretenen Unfallschadens ist der

Anspruch darauf gerichtet, die Kosten frJr die Anmietung eines geelgneten Ersatz-

fahrzeugs zu ersetzen. ,,Erforderlich" ist demnach der Geldbetrag, der nach den

Marktgegebbnheiten ft ir eine solch,e Anmietung aufgewandt werden muss. Wenn

auf dem Mietwagenmarkt Mietfahrzeuge mit Winterbereifung nur gegen Zahlung ei-

nes Zuschlags' für  d ieses Ausstat tungsmerkmal angeboten werden, dann ist  der zu-

sätzliche Kostenaufi,vand für die Ausstattung mit Winterreifen erforderlich i. S. v, S

249 Abs. 2 S. 1 BGB. Vorausgesetzt  is t  dabei ,  dass die Winterberei fung ihrersei ts

erforderlich ist, urn den Verlust der Nutzungsmöglichkeit des eigenen Kfz auszuglei-

chen. Dies ist nicht nur stets dann der Fall, wenn das verunfallte Kfz mit Winterreifen

ausgestattet war, sondern in allen Fällen, in denen wälrrend der Mietdalrer ernsUich

mit  der Mögl ichkei t  von Wetter lagen gerechnet werden muss, die mit  RÜcksicht  auf

S 2 Abs. 3 a SIVO elne Winterausrtistung des Mietwagens erforderlich machen. Da

der Mieter Verantwortung frir fremdes Eigentum übernehmen muss, ist ihm'in der

A
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b. Das Argument, in der Winterzeit sei die Ausrüstung eines Mietwagens mit Winterrei-

fen eine ,,Selbstverständlichkeit", die rnit dem Normaltarif abgegolten sei, trägt dann

nicht, wenn der Markt dies gerade nicht als ,,selbstverständlich'l voraussetzt^ Dass

dies so ist, ergibt sich zur Überzeugung des Senäts nicht nur aus dem Artikel der '

Stiftung Warentest in der Ausgabe vom 10.12.2010, sondern auch aus dem Um- t

stand, dass die Schwacke-Liste aufgrund der Erhebungen bei unzahligen Autover-

mietern Winterreifen als typischenrueise gesonden zu vergütende Zusatzausstattung J

ausweist.

c. Auch der Hinweis auf die Winterreifenpflicht gem. $ 2 Abs. 3 a SIVO liefert kein

durchgreifendes Argument gegen eine zusätzliche Entgeltpflicht- Zum einen forderl

$ 2 Abs. 3 a SIVO nicht generell, ein Fahrzeug mit Winterreifen auszurüsten, son-

dern nur irn Bedarfsfall, nämlich bei entsprechenden Wtierungs- und/oder Straßen-

verhältnissen. Zum anderen lässt sich aus dem Urnstand, welche Leistung vom Au-

tovermieter verlangi werden kann (nämlich Überlassung eines verkehrstauglichen,

den'aktuel l  geltenden und eingreifenden Bestimmungen genügenden Fahrzeugs),

nicht auf die dafür geschuldete Gegenleistung schl ießen. lm Rahmen der Privatau-

tonomie bind die Parteien frei, auch fur eine nur im Bedarfsfall notwendige Zusatz-

ausstattung eine besondere Vergütung zu vereinbaren.

d. Ein Anspruch auf ein zusätzliches Entgelt für die Ausrristung mit Winterreifen auf der

Grundlage der Schwacke-Liste lässt  s ich auch nicht  mit  der Erwägung verneinen,

dass in den Mietuerhältnissen zwischen der Klägerin und den Mietern diesbezüglich

AG B-rechtl iche Bedenken bestehen.

aa. Das zusätzliche Entgelt für eine Winterausrüstung lässt sich den vorgetegten Verlrä-

gen nicht  entnehmefi .  Es ist  deshalb nichts dafür ersichi l ich,  dass die Kläger in die-

ses Zusatzentgelt mit den Mietern jeweils individuell ausgehandelt hat. Vielmehr

spricht alles dafür, dass sich die Vergütungspfticht für diese Zusatzausstattung allein

aus der - nicht vorgelegten - Preisliste ergibt, also aus von der Kläger1n verwandten

kalten Jahreszeit die Haftung frJr den Mietwagen ohne Winterreifen selbst dann nicht f
zuzumuten, wenn er sein eigerres,Fahrzeug nicht mit Winterreifen ausgerüstet nat. 

fDiese letztgenannten Voraussetzungen stehen jedoch außer Streit,
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und vorformulierten Vertragsbedingungen. Schon der enryähnte Artikel der Stiftung
Warentest legt nahe, dass ein Großteil. der Kunden nicht damit rechnet, fUr die

,,selbstverständlichkeit" von Winterreifen einen Zuschlag zahlen zu mussen, so dass
der allein aus der Preisliste ersichtliche Zuschlag eine überraschende Entgeltrege-
lung i. S. v. S 305 c Abs. 1 BGB sein könnte. ln der Folge wäre fraglich, ob diese
Entgeliklausel Vertragsinhalt geworden ist und die Klägerin auf dieser Grundlage ein
Entgelt für die AusrrJstung mit Winterreifen verlangen könnte, mithin der Kostenauf-
wand für diese Zusatzausstattung im schadensersatzrechtlichen Sinne,,eforderlich"
war ($ 249 Abs. 2 S. 1 BGB). Darüber hinaus wäre selbst dann, wenn die Fntgelt-
Klausel Verlragsinhalt geworden wäre, die Frage aufzuwerJen, ob sie die Kunden
nicht unangemessen benachteilige (S 307 Abs. 1 BGB)

bb. Da die Klägerin jedoch nicht Ersatz des don Kunden konkret entstandenen Mietkos-
tenaufirruandes verlangt, sondern den Schaden im Wege der Schätzung gem. S 287
Abs. 1 ZPQ auf der Grundlage der Schwacke-Liste abstrakt bzw. fiktiv abrechnet,
kommt es auf Bedenken hinsichtlich des konkret den Geschädigten entstandenen
Kostenaufi,vandes udd seiner Erlorderlichkeit jedenfalls dann nicht an, wenn den
Geschädigten - wie vorliegend .- tatsächlich Kosten mindestens in der Höhe des
sich bei abstrakter Betrachtung ergebenden Schätzungsbetrages entstanden sind.

cc. lrn Übrigen ist nicht ersichtlich, dass das in der Schwacke-Liste ausgewiesene Zu-
satzentgett für Winterreifen generell am Markt nicht wirksarn vereinbart wijrde

e. lm Ergebnis kann die Kläger somit ein zusätzliches Entgelt für Winterausrüstung
deshalb verlangen, wei l  ein Fahrzeug mit Winterausrüstung am Markt nur gegen ei-
nen solchen Entgeltzuschlag angemietet werden kann.

5, Die Kläger in kann über die vom Landger icht  anerkannten Fäl le Nr.  2 und 7 auch

den Fäl len Nr.  9,  12 und 17 Zuschläge zu den Normaltar i fen ver langen, wie s ie

der Schwacke-Liste ausgewiesen sind.

a. Solche Zuschläge zum Normaltarif sind nur dann erstattungspflichtig, wenn sie gem

S 249 Abs. 2 S. 1 BGB eforderlich sind. Entscheldend ist hierbei, ob der Mietwa-

rn

in

zz0l8 t0'd ()ffJ 0s:t ! tloztgqtzz



b .

-  1 8  -

genkunde im Rahmen des ihm Zumutbaren zugangzu geeigneten Miet-Fahrzeugen
im Normaltarif oder nur in sog. unfailersatztaiifen haben kann.

Demnach kann ein unfallersatztarif nicht bereits mit den höheren Gerneinkosten für
die vorhattung einer differenzierteren Fahzeugflotte, höheren Venaraltungskosten,
höheren Kosterr ftir flexiblere Disposition, Vorfinanzierungskosten usw. begründet
werden' ob und in welchem umfang der vermieter diese eemeinkosten allein auf
den Kreis der unfallersatzwagen-Kunden umlegt oder auf alle Kunden - etwa durch
das Angebot eines generell geltenden Einheitstarifs - ist eine Frage der betriebs-
wittschaftlichen Kalkulation, die sich in den.angebotenen Tarifen niederschlägt.

Entscheidend filr die Frage, ob schadensersaizrechtlich der unfallersatztari f .zu er-
statten ist' ist vielmehr, ob die Anmietung eines Ersatzfahzeugs nur gegen ein solch
hÖheres Entgelt gelingen kann. Erscheint hingegen der Zugann ,r. Normaltarif
möglich' so fehlt es bereits an der Darlegung bzw, des Nachweises, dass der erhöh-
te Kostenauh,arand des unfallersatztarifs erforderlich i, s. v. $ 24g Abs. 2 s. 1 BGB
war.

Zutreffend geht das Landgericht davon aus, dass ein Zugang zu Normaltarifen von
vornherein dort ausscheidet, wo wegen des Zeitdrucks in der Not- und Eilsituation
des verunfallten Kunden eine 0berlegte, zietgerichtete und preisvergleichende su-
che nach gllnstigen Mietwagen-Anbietern nicht in Betracht kommt und wegen die-
ses Zeitmoments auch seitens der Kfz-Vermieter mit einem Angebot zum Normalta-
rif nicht gerechnet werden kann, Dies hat das Landgericht in den Fällen 2 und 7 in
nicht zu beanstandender Weise festgestellt.

Der Senat ist der Auffassung, dass diese Fallgestaltung auch in den Fällen g, 12 und
17 vor l iegt .  fn diesen Fäi len erforgte die Anmietung nicht , -  wie in den Fäi len Nr.  2
und 7 - noch am Unfalltag, sondern erst am Folgetag. Angesichts dieser kurzen
Zwischenzeit und des damit einhergehenden Zeitdrucks durften die betroffenen Ge-
schädigten Erkundigungen nach möglichst gLrnstigen Miettarifen fLtr unzumutbar er-
achten, zumar aus ihrer sicht auch nicht zu enararten stand, So kurzfristig einen
Mietwagen zum Normaltarif angeboten zu bekommen, sie durften deshalb einen
Vertragsabsch luss zu einem U nfa I lersatztarif frjr efforderlich h a lten.
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d' ln den Fällen Nr' 3, 13, 14 ist zwar festzustellen, dass die Mietdauer flexibel ge-
handhabt' d' h' dem Kunden die Möglichkeit eingeräurnt wurde, den Mietvertrag.oh-
ne Einhaltung einer Kündigungsfrist vor dem ursprüngrich vereinbaüen Mietzeitende
zu beenden' Dass eine solche flexible Vertragsgestartung aufgrund der Marktgege-
benheiten nur in einem Unfallersatztarif hätte vereinbarl werden können, während
eine Anmietung zum Normaltarif nur bei voller Vergütungspflicht für die gesamte

' vereinbarte Mietdauer ohne vorzeitige Kündigungsmöglichkeit möglich gewesen wä-re' hat die Klägerin nicht behauptet, weshalb eine sorche Fallgestaltung nicht zu prf.r,
fen ist' Es ist der Klägerin zwarzuzugestehen, dass däs im Unfallersatzwagenge-
schäft mutmaßlich häufiger als im ,,normalen" vermietungsgeschäft anzutreffende
Bedürfnis nach flexibler Gestaltung der Mietdauer in der betriebswirtschaftlichen
Kalkulation zu höhoren Koston frjhren kann; hieraus allein lässt sich jedoch nicht äb-leiten' dass nicht auch im normalen vermietungsgeschäft flexible Mietdauern ohneZusphläge vereinbaft werden können. Letztlich hängt dies nämljch von der Nachfra-ge am Markt ab: Bei einer hohen Nachfrage kann auch ein unvorhergesehen vorzei-tig zurückgegebenes Fahrzeug ohne Ertragseinbuße weitervermietet werden, sodass aus der Unternehrnersicht kein Bediirfnis besteht, den Kunden auf Erfti l lung ftirden gesamten vereinbarten Mietzeitraum in Anspruch zu nehmen,

e' In den Übrigen Fälfen kommt als Kriteriurn, das den Zugang der Kunden zu einemNorrnaltarif hincJern könnte, nur die fehlende Sicherung des Mietwagenunterneh-
mens durch Kreditkarten in Betracht

aa' Es ist jedoch nicht ersicht l ich, dass auch nur eine nennenswefte Anzahl von Miet-wagenunternehmen die Verrnietung an unfallgeschädigte Kunden im Normaltarif al-lein an diesem Kriterium schoitern lässt. lhr sicherungsbedürfnis xonnen die ver-mieter dadurch befriedigen, dass sie sich die schadensersatzforderungen ihrerKunden gegen die unfargegner und deren Haftpfrichtversicherer abtreten rassen

::1s*_.|^tt"t:"lt 
nach der hier vertretenen Auffassung rechtlich unbedenktich ist).Eonltät und solvenz der Versicherer stehen jedenfails der Kreditkarte als siche-rungsmittel nicht nach. Die Frage der Liquidität dürfte aus der Sjcht der Kfz_vermieter nachrangig sein, weil auch Forderungen gegen die Kreditkartenunter-

nehrnen nur mit zeifl icher Verzöqerung gertend gemacht werden können.
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bb' Dass die Abtretung von schadensersatzansprüchen gegen den unfallgegner und
seinen Haftpfl ichtversicherer dann ins Leere geht, wenn der Mietwagenkunde die
venantwortl ichkeiten für den Unfall falsch eingeschätzt hat, l iegt zwar auf der Hand,
kann irn vorliegenden Fall jedoch einen Zuschlag zum Normaltarif nicht.rechtferti-
gen' Zwischen den Parteien steht nämlich die volle Haftung der Beklagten dem
Grunde nach außer Streit.

f ' Demnach kann die Klägerin uber die vom Landgericht zuerkannten Zuschläge in den
Fäl len Nr'  2 undT auch in den Fäl len Nr. 9, 12 und 17 folgende Zuschläge verfan-
gen :

0' Zusammen mit den zuerkannten Entgelten für winterreifen in Höhe von g00,00 €
ergibt dies den Gesamtbetrag von 1.367,40 €, urn den das angefochtene urteil zu
Gunsten der Kläge rin abzuändern ist.

weitergehenden Erfolg kann die Berufung nach den obigen Ausfuhrungen nicht ha-
ben' Zugleich ergibt sich daraus die Erfolglosigkeit derAnschlussberufung.

i l1,

Die Kostenentscheidung beruht auf S$ 97 Abs. 1, 92 Abs. 1 zpo,die vol lstreckbarkeits-
entscheidung auf  SS 709 Nr .  10,  711 ZpO.

Angesichts der Uneinheitlichkeit der Rechtsprechung in verschiedenen der vorliegend
aufgewortenen Fragen (wirksamkeit der sicherungszession im Hinblick auf die Vor-
schriften des RDG, Entgelt fur winterreifen, Berechtigung von Zuschlägen zum Normal-

1 5 2 , 9 6  € 1 4 6 , 3 0  € 168,24 €

467,40 €,
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tarif) und der zurn Teil grundlegenden Bedeutung dioser Fragen, insbesondere was die
wirksamkeit der sicherungszossion anlangt, ist die Revision insgesamt zuzulassen.

ln t\
// | I l lt l
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Anmietung außerhalb öffnungszeiten

Aufklärungspf l icht Vermieter

Sel bstfah rerverm ietfah rze u g

Zeugengeld

Grobe Fahrlässigkeit

Schadenminderun gspf l icht

Wettbewerbs rechV-versto ß

Zustel lung/Abholung

|( eauscfraler Aufschlag für Unfallersatz

I  l  Direktvermit t lung

l i  EE Eigenersparnis-Abzug

rl  Erkundigungspf l icht

Ll Geringfügigkeitsgrenze

l. l Zusatzfahrer

l

:l

. l

X UrtrngsreduzierungA/ersicherung

f( RecntsOienstleistungsgesetz ( RBerG) t( tnternetangebote

! Scf'wacke-Mietpreisspiegel

! f raunfrofer-Mietpreisspiegel

u Gutachten

n Mietwagendauer

t- l  NA Nutzungsausfal l

(] Rechtsanwaltskosten

I I  Zugängl ichkeit

X Winterreifen
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Navigat ion

Automatik

Anhängerkupp lung

Fahrschulausrüstung

Kein Mittelwert Fraun hofer-Schwacke

Mittelwert Fraun hofer-Schwacke

Unfallersatztarif

Anspruchsgrund

Sonst iges


